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Kurzbericht zu den Beschlüssen des Gemeinderats  
Sitzung vom 01.07.2026 
 
 
Bürgermeister Maas begrüßte zu Beginn alle Gemeinderäte sowie die anwesenden 
Einwohner.  
 
Fragemöglichkeit für Einwohner 
Auf Vorschlag von Bürgermeister Maas wurde die zweite Fragemöglichkeit für 
Einwohner vorgezogen, um den anwesenden Eltern Gelegenheit zu geben, sich vor 
der Beratung der Elternbeiträge zu äußern. Mehrere Eltern äußerten sich kritisch zu 
den geplanten Erhöhungen der Elternbeiträge und regten unter anderem eine zeitliche 
Staffelung der Anpassung an.  
 
Ein Einwohner sprach sich für häufigere Öffnungszeiten der Grünschnittannahme aus. 
Die Verwaltung verwies auf eine im vergangenen Jahr durchgeführte Testphase mit 
wöchentlicher Öffnung sowie auf die Möglichkeit, bei zusätzlichem Bedarf einen 
Termin mit dem Bauhof zu vereinbaren. Bürgermeister Maas ergänzte, dass bei einer 
Ausweitung der Öffnungszeiten auch die entstehenden Personal- und Betriebskosten 
berücksichtigt werden müssten.  
 
Ein weiterer Einwohner sprach die Spielplatzpflicht bei Mehrfamilienhäusern an. Die 
Verwaltung stellte klar, dass nach der Landesbauordnung ein Kinderspielplatz bei 
Gebäuden mit mehr als drei Wohnungen erforderlich ist. 
 
Außerdem erkundigte sich ein Einwohner nach der Möglichkeit, Abgabenbescheide 
künftig digital zu erhalten. Bürgermeister Maas erläuterte, dass die Angelegenheit 
gemeinsam mit dem Gemeindeverwaltungsverband nochmals geprüft werde. 
 
Bekanntgabe von Beschlüssen aus der letzten nichtöffentlichen Sitzung 
Bürgermeister Maas berichtete, dass in der letzten nichtöffentlichen Sitzung 
beschlossen wurde, Frau Alexandra Alezki als Leiterin der Kita Seestern einzustellen. 
Sie hat die Stelle zum 01.07.2026 angetreten. 
 
Anpassung der Elternbeiträge Kita Seestern 
Die Elternbeiträge der Kita Seestern wurden zuletzt zum 01.01.2024 angepasst. 
Aufgrund gestiegener Personal- und Sachkosten wurde eine Neukalkulation der 
Elternbeiträge vorgenommen. Die Kosten für die Kinderbetreuung sind seit der letzten 
Kalkulation deutlich gestiegen. Gleichzeitig bleibt die Gemeinde bestrebt, ein qualitativ 
hochwertiges Betreuungsangebot anzubieten und sich als familienfreundliche 
Kommune zu positionieren. Die Verwaltung schlug daher vor, die Elternbeiträge zum 
Kindergartenjahr 2026/2027 um 15 Prozent anzupassen. Je nach Betreuungsform und 
Betreuungszeit ergeben sich hierdurch monatliche Mehrbelastungen zwischen 17 € 
und 81 €.  
 
Der Gemeinderat folgte einem Änderungsantrag und beschloss, die Erhöhung auf zwei 
Jahre zu verteilen. Die Elternbeiträge werden zum 01.09.2026 um 7,5 % und zum 
01.09.2027 um weitere 7,5 % angehoben. 
 
Anpassung der Elternbeiträge Naturkindergarten Horn 
Auch die Elternbeiträge des Naturkindergartens wurden zuletzt zum 01.01.2024 
angepasst. Die Verwaltung schlug vor, die Elternbeiträge hier ebenfalls zum 
Kindergartenjahr 2026/2027 um 15 Prozent anzupassen. Wie bereits bei der Beratung 
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der Elternbeiträge für die Kita Seestern folgte der Gemeinderat einem 
Änderungsantrag und beschloss, die Erhöhung auf zwei Jahre zu verteilen. Die 
Elternbeiträge werden zum 01.09.2026 um 7,5 % und zum 01.09.2027 um weitere 7,5 
% angehoben. 
 
Erhöhung Mittagessenentgelt Kita Seestern 
Naturkindergarten Horn und Hermann-Hesse-Schule 
Für die Kinder der Kita Seestern sowie für die Schülerinnen und Schüler der Hermann-
Hesse-Schule wird ein warmes Mittagessen angeboten. Die Kosten für Einkauf, 
Auslieferung und Ausgabe der Mahlzeiten sind in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegen und werden derzeit nicht durch die erhobenen Entgelte gedeckt. Vor dem 
Hintergrund der angespannten Haushaltslage und weiter steigender 
Lebensmittelpreise schlägt die Verwaltung eine Anpassung der Mittagessensentgelte 
vor. Die Entgelte sollen zum 01.09.2026 sowohl in der Kita Seestern als auch in der 
Hermann-Hesse-Schule um jeweils 1,00 € pro Essen erhöht werden. Der Gemeinderat 
stimmte der Erhöhung der Mittagessensentgelte um 1,00 € zu. 
 
Bau-Turbo 
Grundsätzliche Erläuterung und weiteres Vorgehen 
Mit der Einführung des sogenannten „Bauturbos“ wurden neue rechtliche 
Möglichkeiten zur Schaffung von Wohnraum geschaffen. Die erweiterten Regelungen 
eröffnen den Kommunen zusätzliche Handlungsspielräume, stellen diese jedoch 
zugleich vor neue Herausforderungen bei der Wahrnehmung ihrer städtebaulichen 
Planungshoheit. Zur Gewährleistung einer transparenten, gleichbehandelnden und 
nachvollziehbaren Anwendung der neuen Regelungen wird die Erarbeitung 
kommunaler Leitlinien empfohlen bevor Einzelfallentscheidungen getroffen werden.  
 
Der Gemeinderat nahm den Vortrag zum Bauturbo zur Kenntnis und sprach sich 
einvernehmlich dafür aus, für Gaienhofen zunächst generelle Leitlinien zu erarbeiten 
bevor Einzelfälle entschieden werrden. Die Verwaltung wird einen Förderantrag für die 
Erstellung solcher Leitlinien stellen. 
 
Bauangelegenheiten 
Hornstaaderstraße 14, Flst. Nr. 1024, Horn 
Aufstockung des bestehenden Bungalows.  
Rückbau Dach und Erhöhung um ein Geschoss. 
Im OG Errichtung eines Balkons über bestehendem Wohnzimmer. 
Kenntnisgabeverfahren nach § 51 Abs. 1 und 2 LBO 
Geplant ist die Aufstockung eines bestehenden Bungalows im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans „Chorherrenäcker-Ost“. Hierfür soll das bestehende Dach 
zurückgebaut und das Gebäude um ein weiteres Geschoss erhöht werden. Zudem ist 
im Obergeschoss die Errichtung eines Balkons vorgesehen. Das Vorhaben wurde im 
Kenntnisgabeverfahren eingereicht. Der Gemeinderat nahm dies zur Kenntnis. 
 
Im Mühlgarten 7, Flst. Nr. 327, Gaienhofen 
Erstellung einer Dachterrasse (Attikageschoss) 
Antrag auf Baugenehmigung im vereinf. Verfahren 
Beantragt ist die Nutzungsänderung einer Dachfläche zu einer Dachterrasse. Das 
Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich und ist nach § 34 BauGB zu beurteilen. 
Für das Wohngebäude wurde bereits im Jahr 2021 eine Baugenehmigung erteilt. Die 
damalige Planung sah jedoch keine Nutzung der Dachfläche als Terrasse vor. 
Nachdem die Dachfläche bereits als Terrasse genutzt wurde, forderte die untere 
Baurechtsbehörde die Einreichung eines entsprechenden Nutzungsänderungsantrags 
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Aus Sicht der Verwaltung fügt sich die beantragte Nutzung in die nähere Umgebung 
ein. Da sich weder die überbaute Fläche noch das Maß der baulichen Nutzung ändern, 
bestehen gegen die Nutzung als Dachterrasse keine grundsätzlichen Bedenken.  

Der Gemeinderat erteilte dem Vorhaben sein Einvernehmen nach § 36 BauGB. 

Im Kellhof 3, Flst. Nr. 33, Hemmenhofen 
Anbau eines Arbeitszimmers 
Antrag auf Baugenehmigung im vereinf. Verfahren 
Geplant ist der Anbau eines Arbeitszimmers an das bestehende Wohngebäude. Das 
Vorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich und ist nach § 34 BauGB zu beurteilen. 
Aus Sicht der Verwaltung fügt sich das Bauvorhaben hinsichtlich Art und Maß der 
baulichen Nutzung in die nähere Umgebung ein. Die Erschließung des Grundstücks 
ist gesichert.  
Der Gemeinderat erteilte dem Bauvorhaben sein gemeindliches Einvernehmen nach 
§ 36 BauGB. 
 
Hornstaaderstraße 15, Flst. Nr. 1223, Horn 
Bauvoranfrage für die Eintragung eines zusätzlichen Baufensters für  
die Errichtung eines Wohngebäudes mit Garage 
Im Rahmen einer Bauvoranfrage soll geklärt werden, ob die Errichtung eines weiteren 
Wohngebäudes mit Garage auf dem Grundstück möglich ist. Das Vorhaben liegt im 
Geltungsbereich der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Hornstaaderstraße“. Ein 
zusätzliches Baufenster kann auf Grundlage der bestehenden Satzung nicht 
eingetragen werden. Hierfür wäre eine Änderung der Satzung erforderlich. Für die 
Errichtung des Wohngebäudes könnte gegebenenfalls eine Befreiung von den 
Festsetzungen der Satzung notwendig werden.  
 
Der Gemeinderat versagte das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB. 
 
Otto-Dix-Weg 10c, Flst. Nr. 1059, 1060/1, Hemmenhofen 
Wohnbebauung innerhalb rot gekennzeichneten Flächen 
Abweichung gemäß §246e BauGB möglich. 
Antrag auf Bauvoranfrage 
Im Rahmen einer Bauvoranfrage soll geklärt werden, ob eine Wohnbebauung auf den 
betreffenden Grundstücken im Außenbereich zulässig ist. Zudem wurde angefragt, ob 
eine Zulassung des Vorhabens im Rahmen des sogenannten „Bauturbos“ nach § 246e 
BauGB möglich wäre. Bereits in den Jahren 1997 und 2003 wurden entsprechende 
Bauvoranfragen abgelehnt. Da sich die planungsrechtlichen Voraussetzungen seither 
nicht verändert haben, ist das Vorhaben nach Auffassung der Verwaltung weiterhin 
unzulässig. Die Verwaltung empfiehlt zudem, vor einer Anwendung des § 246e BauGB 
zunächst gemeindliche Leitlinien für den Umgang mit den neuen gesetzlichen 
Regelungen zu erarbeiten.  
 
Der Gemeinderat beschloss, sein Einvernehmen zu versagen und dem Vorhaben auch 
nach § 246e BauGB nicht zuzustimmen. 
 
 
Im Mettental 8, Flst. Nr. 562/3, 274/2, Gundholzen 
Abbruch von befestigten Flächen und Neubau einer Hubgarage 
Antrag auf Baugenehmigung im vereinf. Verfahren 
Geplant ist der Abbruch bestehender befestigter Flächen sowie die Errichtung einer 
Hubgarage. Das Vorhaben liegt im Außenbereich auf der Gemarkung Weiler, 
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Gemeinde Moos. Aufgrund der Nähe zur Gemarkung Gundholzen wurde die 
Gemeinde Gaienhofen am Verfahren beteiligt. Da das Vorhaben den Darstellungen 
des Flächennutzungsplans widerspricht und weitere Eingriffe in Natur und Landschaft 
mit sich bringt, hatte die Gemeinde Moos ihr Einvernehmen versagt.  
 
Der Gemeinderat beschloss, sich dem Votum der Gemeinde Moos anzuschließen und 
das Einvernehmen nach § 36 BauGB zu versagen. 
 
Im Bänkle 21, Flst. Nr. 186/6, 186/8, Gaienhofen 
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans bezüglich 
Grundstückszufahrt 
Antrag auf Befreiung 
Beantragt ist die Errichtung einer Einfriedung entlang der öffentlichen Verkehrsfläche 
sowie eines elektrischen Tores im Bereich der Grundstückszufahrt. Das Vorhaben liegt 
im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Hauptstraße-Ost“. Für die geplante 
Ausführung sind Befreiungen von den örtlichen Bauvorschriften erforderlich. Nach 
Auffassung der Verwaltung liegen die Voraussetzungen für eine Befreiung nicht vor, 
da die Festsetzungen insbesondere der Verkehrssicherheit sowie der Vermeidung 
einer tunnelartigen Wirkung des Straßenraums dienen. Vergleichbare Befreiungen 
wurden im Plangebiet bislang nicht erteilt.  
 
Der Gemeinderat versagte die beantragte Befreiung. 
 
Hermann-Hesse-Werkrealschule Gaienhofen 
Erneuerung der Beleuchtung in den Klassenzimmern 
Vergabeentscheidung 
Die Beleuchtung der Klassenzimmer der Hermann-Hesse-Werkrealschule entspricht 
nicht mehr den aktuellen technischen Anforderungen und soll daher erneuert werden. 
Die hierfür erforderlichen Planungs- und Ausschreibungsarbeiten wurden durch die 
Verwaltung durchgeführt. Im Rahmen einer beschränkten Ausschreibung wurden fünf 
Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert. Bis zum Submissionstermin gingen 
zwei wertbare Angebote ein. Das wirtschaftlichste Angebot wurde von der Ruhland 
Elektrotechnik GmbH aus Gaienhofen-Horn zu einem Bruttopreis von 60.228,88 € 
abgegeben.  
 
Der Gemeinderat beschloss, den Auftrag für die Erneuerung der Beleuchtung an die 
Ruhland Elektrotechnik GmbH zu vergeben. 
 
 
Bekanntgaben der Verwaltung 
Bürgermeister Maas machte folgende Bekanntmachungen: 
 

• Für die Beratung möglicher Geschwindigkeitsreduzierungen auf den Landes- 
und Kreisstraßen sowie der Ergebnisse der Lärmkartierung findet am 
21.07.2026 eine Bürgerinformation statt. Die Beratung im Gemeinderat ist für 
den 28.07.2026 vorgesehen. 
 

• Mit Wirkung zum 01.07.2026 wurde die Umbenennung des Ludwig-Finckh-
Wegs vollzogen. Die neuen Straßennamensschilder wurden bereits montiert. 
Die Schilder mit dem bisherigen Straßennamen bleiben für eine Übergangszeit 
zur besseren Orientierung bestehen. Die geplante Informationstafel soll nach 
Abschluss eines gemeinsamen Projekts mit der Schlossschule voraussichtlich 
nach den Sommerferien vorgestellt werden. 



5 

• Zur Verbesserung der Nutzbarkeit der Häfen sowie des Strandbads bei 
Niedrigwasser wurden erste Planvarianten mit dem Landratsamt abgestimmt. 
In den kommenden Wochen sollen weitere Gespräche mit dem 
Regierungspräsidium stattfinden. Parallel wird eine Kostenschätzung erstellt, 
sodass voraussichtlich im dritten oder vierten Quartal ein konkreter Vorschlag 
beraten werden kann. 

• Die Anregung aus dem Gemeinderat zur Aufstellung eines Hinweisschildes zur 
Eindämmung der Quaggamuschel wurde aufgegriffen. Ein Liefertermin steht 
derzeit noch nicht fest. 
 

• Eine gemeinsame Höri-Badekarte mit den Nachbargemeinden wird nach 
gemeinsamer Abstimmung als wirtschaftlich nicht tragbar angesehen. 
 

• Aufgrund wiederholter Verstöße gegen das Badeverbot in den Häfen während 
der aktuellen Hitzeperiode wird die Gemeinde die Kontrollen verstärken. Zudem 
wird die Anbringung eines Hinweisschildes zur besonderen Gefahrenlage 
geprüft. 
 

• Die Kosten für eine zusätzliche Steuerung der neuen Straßenbeleuchtung in 
der Erbringstraße mit Bewegungsmeldern, Dimmfunktion oder 
Helligkeitssensoren wurden angefragt. Eine Kostenberechnung liegt derzeit 
noch nicht vor. 

 
• Die Bauarbeiten zum Starkregenschutz am Frauengrundbach südlich der 

Hauptstraße verlaufen planmäßig. Für die Gestaltung der angrenzenden 
Straßenbereiche soll ein Gesamtkonzept erarbeitet werden. Bis dahin wird im 
Bereich der Baustelle lediglich der Asphalt wiederhergestellt. 

 
• Im Bereich des Einlaufbauwerks am Frauengrundbach nördlich der 

Hauptstraße wurden Aktivitäten eines Bibers festgestellt. Das Landratsamt 
wurde eingeschaltet, um den Starkregenschutz sicherzustellen. 

 
• Die Montage des Schwimmstegs in Hemmenhofen soll voraussichtlich in der 

35. Kalenderwoche erfolgen, sofern der Wasserstand dies zulässt. 
 
 
Fragemöglichkeit für Gemeinderäte 

• Gemeinderat Bürgel wies darauf hin, dass die durch den Austausch der 
Beleuchtung in der Hermann-Hesse-Werkrealschule erzielten Einsparungen 
den Gemeindehaushalt entlasten und zur Finanzierung der notwendigen 
Rauchabzugsfenster beitragen. 

 
• Gemeinderat Lang erkundigte sich, ob es bei der Gemeinde eine Anlaufstelle 

für Fragen zum Hitzeschutzkonzept gebe. Bürgermeister Maas teilte mit, dass 
eine solche Anlaufstelle nicht vorgesehen sei. 

 
• Gemeinderat Stegmann berichtete von Hinweisen aus der Bürgerschaft, 

wonach die E-Ladestationen an der Touristinformation insbesondere während 
der Nacht aufgrund der Kühlung eine hohe Lärmbelastung verursachen würden. 
Bürgermeister Maas sagte eine Überprüfung zu.  
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Fragemöglichkeit für Einwohner: 
 

• Eine Einwohnerin erkundigte sich nach der im Zusammenhang mit den 
Kindergartengebühren genannten Zahl von 20 Prozent, die von den Eltern zur 
Kostendeckung für die Kinderbetreuung geleistet werden sollen. Bürgermeister 
Maas erläuterte, dass dies eine landesweit empfohlene Richtgröße sei, die aber 
nach seinem Kenntnisstand in keiner Kommune erreicht werde.  


